Bauvertrag für Bauten im Bistum Fulda – Stand 20.04.2016

Bauvertrag
(über kirchliche Baumaßnahmen)
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vertreten durch   FORMDROPDOWN 


- im Folgenden Bauherr genannt -

und der

Firma 



     



     



     



vertreten durch      
- im Folgenden Auftragnehmer genannt -

wird folgender Vertrag über die Ausführung von Bauleistungen geschlossen:
§ 1

Vertragsgegenstand und Auftrag

(1)
Die beauftragten Bauleistungen sind für folgendes Bauvorhaben zu erbringen:

        (Objektbezeichnung und Lage – z. B. Kirche, Pfarrhaus, Adresse, ggf. Katasterangaben)  

     

     

     

(Angabe der/des Gewerke/s)      

     
(2)
Inhalt und Umfang der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen ergeben sich  aus diesem Bauvertrag und den darin näher bezeichneten Vertragsunterlagen (§ 2)
§ 2

Vertragsbestandteile und Reihenfolge ihrer Geltung
(1)
Als Bestandteile dieses Bauvertrages gelten folgende Unterlagen in der nachfolgenden Reihenfolge:
a) Das Auftragsleistungsverzeichnis des Bauherrn bzw. seines Beauftragten (Architekt) vom      , einschließlich zugehöriger Pläne, Berechnungen (Statik) und Beschreibungen (ggf. Anlage 1) sowie etwaiger Änderungen und/oder Ergänzungen laut Schreiben/Protokoll vom       (ggf. Anlage 2); 

b) das Leistungsverzeichnis des Angebots des Auftragnehmers vom       (ggf. Anlage 3), soweit dieses dem Auftragsleistungsverzeichnis mit etwaigen Änderungen nach Buchstabe a) nicht widerspricht;

c) die VOB/C (ATV) DIN 18299 Ausgabe 2012-09 sowie die VOB/B von 2012-07 in der bei Vertragsschluss geltenden Fassung und ergänzend die Bestimmungen des BGB.
(Falls zutreffend nachfolgende Punkte ebenfalls ankreuzen)

d)

Bauantrag/Baugenehmigung (Genehmigungsbehörde/Datum)      
e)

Statik (Genehmigungs- oder Prüfstatik/Datum)
f)

Ausführungs- / Bauzeiten-/ Baustellenpläne / SiGeKo-Pläne

g)

Schadstoff- und/oder Brandschutzgutachten (Verfasser / Datum)
h)

Sonstige Unterlagen       (ggf. hier aufführen, soweit relevant)
(2)
Soweit in Absatz 1 Buchstaben d) bis h) einzelne Vertragsbestandteile benannt wurden, wird der Auftragnehmer diese jeweils in der endgültigen Fassung beim Architekten oder Bauherrn abfordern, soweit diese nicht bereits bei Vertragsabschluss übergeben wurden.
(3)
Soweit die vorgenannten Anlagen nicht dieser Vertragsausfertigung beigefügt sind oder im Zusammenhang mit dem Vertragsschluss ausgehändigt wurden, gelten sie als den Vertragspartnern aus dem Vergabeverfahren bzw. den Vertragsverhandlungen bekannt. Es gelten weder von diesem Vertrag abweichende Bedingungen des Angebots des Auftragnehmers noch sonstige, insbesondere unter § 2 Abs. 1 nicht aufgeführten Unterlagen, vorvertragliche Gespräche oder Korrespondenz als vereinbart. Allgemeine Geschäftsbedingungen, Liefer- und Zahlungsbedingungen des Auftragnehmers sind nicht Vertragsbestandteil.

(4)
Bei Widersprüchen gilt der Inhalt dieses Vertrages und danach die vorgenannten Vertragsbestandteile nacheinander in der vorgegebenen Reihenfolge (Buchstaben a bis h). 
§ 3

Preisvereinbarung
Die Vertragspartner treffen folgende Preisvereinbarungen:
(Nur alternativ 1.1. oder 1.2 ankreuzen und eintragen)

1.1 
Die Parteien schließen hiermit folgende Einheitspreisvereinbarung ab:
Die einzelnen Leistungen und Einheitspreise sind gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe a) oder b) i. V. m. Anlage 1 bzw.3 bestimmt. Die Einheitspreise sind vertragliche Festpreise, auch wenn im Angebot oder in sonstigen Vertragsunterlagen der Gesamtbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Produkt aus Einheitspreis und Mengenangabe entspricht. Die auf die Einheitspreise des Auftragsleistungsverzeichnisses gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe a) wird ein Nachlass in Höhe von       % gewährt (wenn zutreffend, Zahl eintragen)
Auf Grund der vereinbarten Einzelleistungen und Einheitspreise ergibt sich eine Leistungsvergütung, einschließlich der jeweils geltenden MWSt. in Höhe des

Gesamtpreises (brutto) von EUR      
1.2

Die Parteien schließen folgende Pauschalpreisvereinbarung ab: 

Für die Erbringung aller nach diesem Vertrag vereinbarten Leistungen wird ein   schließlich der jeweiligen gesetzlichen Mehrwertsteuer ein

Pauschalfestpreis (brutto) von  EUR      

vereinbart. Dieser Pauschalfestpreis ändert sich nur durch Nachträge, die gemäß § 11 Absatz 1 dieses Vertrages vereinbart werden.
§ 4

Termine und Vertragsfristen
Vereinbarungen zu einzelnen Ausführungszeiten und -terminen ergeben sich ggf. aus dem Bauzeitenplan (§ 2 Abs.1 Buschstabe f). Als verbindliche Vertragsfristen werden vereinbart: 

a)
Beginn der Auftragsarbeiten ist:      
b)
Ggf.: Zwischenabnahmetermin(e) für die Leistung(en)       ist/sind      
c)

Endgültiger rechtsverbindlicher Fertigstellungstermin für die abnahmefähigen 


Vertragsleistungen ist      
§ 5

Besondere Leistungsbestimmungen
(1)
Das Ergebnis der in § 1 dieses Vertrages beauftragten Bauleistungen muss in deren mängelfreien Lieferung und/oder Herstellung bestehen und die Funktionen und Eigenschaften aufzuweisen, die in den Vertragsbestimmungen und den Leistungsvorgaben der in vorstehenden § 2 vereinbarten Vertragsbestandteile festgelegt sind. Bei Unklarheiten in der Beschreibung wird der Auftraggeber auf Anforderung des Auftragnehmers erforderliche fachliche Klarstellungen geben. Der Auftragnehmer ist seinerseits verpflichtet ihm bekannt werdende unklare Beschaffenheitsangaben zu prüfen und ggf. vor Ausführungsbeginn aufzuklären.
(2)
Die mit dem Gesamtpreis nach § 3 Absatz 1, Ziffer 1.1 bzw. dem Pauschalfestpreis nach § 3 Absatz 1, Ziffer 1.2 abgegoltenen Leistungen des Auftragnehmers sind schlüsselfertig zu erbringen, das heißt für die aufbauenden Folgegewerke muss besenrein Baufreiheit geschaffen sein. Zur Ausführung der ausgeschriebenen Positionen notwendige Teilarbeiten sind vollständig zu erbringen sind. Mehr- und Sonderkosten für die Einbringung und Heraushebung von Arbeitsgeräten, Hub-, Kranfahrzeugen und ähnlichen Geräten sowie Montage- und Hilfsgerüsten zur statischen Sicherung sowie entsprechenden Gerätemieten, Lager- und Transport- und Deponiegebühren sind einkalkuliert.

(3)
Der Auftragnehmer erbringt die vereinbarten Leistungen ausschließlich selbst durch sein Unternehmen unter Einhaltung der geltenden gesetzlichen und sonstigen rechtlichen Bestimmungen, insbesondere auch im Hinblick auf die arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen für die bei ihm bestehenden Arbeits- und Geschäftsverhältnisse. 

(4)
Der Einsatz von Subunternehmern ist nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Bauherrn, ggf. mit kirchenaufsichtsrechtlicher Genehmigung im Einzelfall zulässig. Dabei hat der Auftragnehmer zu gewährleisten, dass der Subunternehmer die Bestimmungen dieses Vertrages beachtet und insbesondere die in Absatz 2 genannten Bedingungen einhält. Andernfalls ist der Bauherr zum sofortigen Widerruf der Zustimmung berechtigt. Die nachträgliche Auswechselung eines Subunternehmers bedarf der vorherigen schriftlichen Einwilligung des Bauherrn. Der Auftragnehmer tritt hiermit bereits alle etwaigen Leistungs- und Gewährleistungsansprüche, die ihm aus dem Subunternehmervertrag gegen den Subunternehmer zustehen,  erfüllungshalber an den Auftraggeber ab. Dieser nimmt hiermit die Abtretung an. Die eigenen Gewährleitungsverpflichtungen des Auftragnehmers bleiben unberührt. 
§ 6

 Sorgfaltspflichten / Erschwernisse

(1)
Der Auftragnehmer beachtet etwaige in den Vorbemerkungen des Auftragsleistungsverzeichnisses aufgeführte Anforderungen an Sorgsamkeit und Schutzmaßnahmen.

(2) Der Auftragnehmer erklärt, dass er auf Grund § 2 Abs. 1 seine Leistungen insbesondere in Bezug auf Schutzmaßnahmen, Erschwernisse und Entsorgung vollständig kalkulieren konnte. 
Der Bauherr hat dem Auftragnehmer das Recht eingeräumt, im Zuge der Vergabeverhandlungen Wände, Decken, Stützen, Beläge und Abdeckungen (z. B. zur Feststellung der Haftfähigkeit oder sonstiger Erschwernisse) zerstörend in den planerisch festgelegten Bereichen zu öffnen und zu untersuchen.

(3)
Der Auftragnehmer erklärt, dass er Objekt und Baumaßnahme während der Angebotsphase und vor Vertragsabschluss – auf Anforderung auch gemeinsam mit dem Architekten des Bauherrn – frei nach seinen Erfordernissen hat besichtigen und untersuchen können. Etwaige Terminprotokolle der Angebotsphase sind Bestandteil der Vertragsunterlagen. Etwaige logistische und bautechnische Schwierigkeiten, insbesondere bei den Transportwegen für die Ausführungsarbeiten, wurden für den gesamten Bauablauf im Einzelnen vom Auftragnehmer angesprochen und geklärt. Zu erhaltende Bauteile wird der Auftragnehmer fachgerecht vor Beschädigung  schützen. Sofern sich Behinderungen oder Erschwernisse ergeben, die aufgrund der zum Zeitpunkt der Auftragserteilung vorliegenden Planung und der ausführlichen Besichtigung der Baustelle für einen sorgfältigen Unternehmer erkennbar waren, sind diese nicht vergütungspflichtig. 

(4)
Dem Auftragnehmer wurden im Rahmen der Angebotsphase ausreichende Planunterlagen für die Kalkulation seines Angebotes zur Verfügung gestellt. Bei Unklarheiten, die sich vor oder während der Auftragsdurchführungen für den Auftragnehmer ergeben, ist er zur Nachfrage beim Architekten des Auftraggebers oder direkt beim Auftraggeber verpflichtet. 

(5) Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass ggf. parallel zu den hier beauftragten Leistungen weitere Bauleistungen durch andere Unternehmer zu erbringen sind. Ein störungsfreier Baubetrieb ist insofern zu gewährleisten. Diesbezügliche Weisungen des Architekten sind zu beachten.

(6)
Behinderungen der Auftragsdurchführung bis zu einer Gesamtdauer von 14 Tagen sind  ohne Auswirkung auf die Vergütung. Darüber hinausgehende Behinderungen sind nach Art und Höhe konkret darzustellen und nachzuweisen. 
Zu diesem Zweck darf der Bauherr/Architekt auf die vom Auftragnehmer gemäß § 10 Absatz 2 hinterlegten Unterlagen mit Urkalkulation des Auftraggebers zurückgreifen um die Darlegungen zu prüfen
§ 7

Vertretungsverhältnisse

(1)
Die Bauleitung ist zur rechtlichen Vertretung des Bauherrn nicht berechtigt, ausgenommen bei Notstand oder Notfall.

(2)
Fachliche und sonstige sachliche Anordnungen auf der Baustelle, die zum üblichen Zuständigkeitsbereich eines Architektenauftrags gehören, trifft der Architekt ggf. der von diesem benannte Vertreter.  

(3)
Darüber hinausgehende Fragen sind gemäß dem vertraglich vereinbarten Abstimmungsregelungen mit dem Bauherrn und ggf. der kirchlichen Aufsichtsbehörde gemäß den Bestimmungen des kirchlichen Vermögensverwaltungs- und Vertretungsrechts (Kirchenvermögensverwaltungsgesetz und Bauordnung der Diözese) zu behandeln.


§ 8

Technische Vereinbarungen
(1)
Der Auftragnehmer versichert dem Bauherrn hiermit, im Rahmen der Bauausführung nur Gerätschaften nach dem neuesten Stand der Technik, insbesondere der Lärmschutztechnik zu verwenden und schonend für Grundstück und zu erhaltende Bauteile einzusetzen. 

(2)
Der Auftragnehmer stellt sicher, dass bei allen Arbeiten ständig ein Bauleiter anwesend ist. Der verantwortliche Bauleiter wird vor Beginn der Arbeiten dem Bauherrn und dem Architekten bekannt gegeben. Der genannte Bauleiter wird vom Auftragnehmer als verantwortlicher Bauleiter im Sinne der HBO gestellt.

(3)
Eine für die zeitgerechte Ausführung erforderliche Regelbesetzung der Baustelle ist im Einvernehmen mit dem Architekten/Bauherrn bis zum Beginn der Arbeiten festzulegen und vom Auftragnehmer zu gewährleisten. Bei vom Architekt festgestelltem Bedarf ist die Bautätigkeit  zeitlich auszudehnen und/oder die Baustellenbesetzung mit einer Abruffrist von drei Werktagen um entsprechende weitere Arbeitskräfte aufzustocken. Samstage gelten als Arbeitstage. Es wird stets ein gut deutschsprachiger Arbeiter vor Ort sein, der sich mit den weiteren Arbeitern und den Bauleitern problemlos verständigen kann.

(4)
Zur Beschaffenheit des Werkes im Sinne von § 13 Abs. 1 Nr. 2 VOB/B gehört auch eine vollständige Leistungsdokumentation einschließlich etwaiger erforderlicher Zertifikate, fachtechnischer Bescheinigungen, Einmessprotokolle unter Beachtung der einschlägigen technischen Normen. Die Dokumentation ist spätestens 14 Werktage vor der Abnahme der Leistung dem Bauherrn oder seinem Architekten vorzulegen, zum Abnahmetermin darüber hinaus sämtliche Wartungshinweise, Betriebsanleitungen und Leistungspläne. 
§ 9

Betriebshaftpflichtversicherung

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, soweit er nicht bereits über eine entsprechende wirksame Police verfügt, eine Betriebshaftpflichtversicherung mit mindestens folgenden Deckungssummen abzuschließen:


Personenschäden: 


3.000.000,00 Euro


Sach- und Vermögensschäden: 

1.000.000,00 Euro

Der Abschluss der vorgenannten Versicherung ist dem Bauherrn vor Baubeginn durch Übersendung von Kopien oder Vorlage der aktuellen Policen und der Versicherungsbedingungen unaufgefordert zu belegen. Vor Übergabe der Police wird Werklohn nicht fällig. Soweit dies im Einzelfall wegen Größe und Umfang des Auftrags vom Auftragnehmer als erforderlich angesehen wird, kann dieser eine Erhöhung der Deckungssummen auf 5 Mio. Euro bzw. 2 Mio. Euro verlangen. Auf Anforderung des Bauherrn ist der Auftragnehmer zudem verpflichtet, in angemessenen Abständen das Weiterbestehen des Versicherungsvertrages durch Bestätigung des Haftpflichtversicherers nachzuweisen.

§ 10

Vorlage von Unterlagen

(1)
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, unverzüglich nach Vertragsunterzeichnung auf Anforderung des Bauherrn oder seines Architekten die Auftragskalkulation (Urkalkulation) für die im Auftragsleistungsverzeichnis aufgeführten Einheitspreise in Kopie zu übergeben. Diese hat alle maßgeblichen Kalkulationsfaktoren (z. B. Lohn, Material, allgemeine Geschäftskosten, Baustellengemeinkosten, Wagnis, Gewinn) aufzuführen. 
Bis zur Vorlage der Auftragskalkulation kann der Bauherr von dem Guthaben des Auftragnehmers auf Abschlagszahlungen einen Betrag in Höhe von 3 % der Bruttoauftragssumme zurückbehalten.

(2)
Der Auftragnehmer hat dem Bauherrn vor Abschluss dieses Vertrages eine Freistellungserklärung des zu  ständigen Finanzamtes über die Bauabzugssteuer zu übergeben. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, einen möglichen Widerruf oder eine Änderung der Freistellungserklärung dem Bauherrn unverzüglich mitzuteilen. Ebenso ist er verpflichtet, rechtzeitig vor Ablauf der zeitlichen Befristung einer vorgelegten Freistellungserklärung (§ 48 b EstG) dem Bauherrn eine Anschluss-Freistellungserklärung zu übergeben.

§ 11

Ausverhandelte ergänzende Vereinbarungen zur VOB/B

Nach entsprechender Verhandlung vereinbaren die Vertragsschließenden Folgendes: 

(1)
Mehrvergütung / Mehr- und Nachtragsleistungen


Im Rahmen von § 2 Abs. 5 und Abs. 8 Nr. 2 Satz 2 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: 



Das Bestehen eines Anspruchs des Auftragnehmers auf nachträgliche Mehrvergütung setzt voraus, dass vor der Ausführung von Mehrleistungen schriftlich und entsprechend den Vertretungs- und Genehmigungsregelungen des Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes für die Diözese Fulda in der jeweils geltenden Fassung (§§ 14, 17 KVVG – Hess. Staatsanzeiger 1979, St. 1450 ff.; 1996, S. 216 f; 2001, S. 4330) die Erbringung der Mehrleistungen und die dafür zu zahlende Vergütung vereinbart worden ist. Ohne diese Vereinbarung in der vorgenannten Form ist eine Mehrvergütung nicht zu zahlen. Einer Vereinbarung bedarf es im Fall des § 2 Abs. 8 Nr. 2 Satz 2 VOB/B nur dann nicht, wenn die Ausführung der notwendigen Mehrleistung zur Abwendung eines unmittelbar drohenden Schadens unaufschiebbar erforderlich war. 

(2)
Baustrom und -wasser


Im Rahmen von § 4 Abs. 4 Nr. 3 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: Der Auftraggeber stellt für die auszuführenden Leistungen Baustrom und Bauwasser. Für die entstehenden Kosten erfolgt eine Umlage in Höhe von 0,30 % der Kosten der Brutto-Schlussrechnungssumme. Die anteiligen Kosten werden von der jeweiligen Bruttoabrechnungssumme in Abzug gebracht. 

(3)
Vertragsfristen

Im Rahmen von § 5 Absätze 1 und 2 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: 


Für die zeitgerechte Ausführung der Bauleistungen ist der vereinbarte Bauzeitenplan maßgeblich. Im Übrigen gelten die Bestimmungen dieses Vertrages (§ 4).
(4)
Vertragsstrafe

Im Rahmen von § 11 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: 


Der Auftragnehmer hat bei einer von ihm zu vertretenden Überschreitung eines Vertragstermins als Vertragsstrafe für jeden Werktag der Verspätung 0,3 v. H. höchstens aber 5 v. H. der sich aus der Schlussrechnung ergebenden Bruttoauftragssumme zu zahlen. Bei mehrfacher Überschreitung der Vertragstermine kann der Höchstbetrag nur einmal berechnet werden. Weitergehende Schadensersatzansprüche, insbesondere auch hinsichtlich Zwischenfinanzierungskosten und Mietausfall, bleiben unberührt. Die Vertragsstrafe wird jedoch auf solche Schadensersatzansprüche des Bauherrn angerechnet. 

Im Falle einer einvernehmlichen Änderung von Vertragsterminen insbesondere des Fertigstellungstermins gilt diese Vertragsstrafeklausel für die einvernehmlich festgelegten neuen Vertragstermine. Die Aufstellung eines neuen Ist-Terminplanes stellt keine derartige Änderung von Vertragsterminen dar. Diese sind stets ausdrücklich als neue Vertragstermine in einem Nachtrag zum Vertrag zu vereinbaren. Der Vorbehalt der Vertragsstrafe kann vom Bauherrn bis zur Schlusszahlung erklärt werden.

(5)
Abnahme


Im Rahmen von § 12 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: Es bedarf der förmlichen Abnahme der Leistungen des Auftragnehmers. Technische Zwischenabnahmen stellen keine Teilabnahmen dar; der Beginn der Verjährungsfrist im Sinne von § 13 Abs. 4 VOB/B wird durch die Abnahme nach Gesamtfertigstellung in Gang gesetzt. Eine Benutzung von Räumlichkeiten stellt kein Abnahmesurrogat dar; § 16 Abs. 1 Nr. 4 VOB/B gilt insoweit entsprechend.

(6)
Verjährungsfrist / Haftungsumfang


Bezüglich  § 13 Abs. 4 Nr. 1 und 2 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden, dass diese Bestimmungen ausgeschlossen und durch folgende Regelung ersetzt werden:
a)
Für Bauwerke einschließlich Feuerungsanlagen und Werke, deren Erfolg in der Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen hierfür besteht, gilt eine Verjährungsfrist von 5 Jahren und für Dachabdichtungen 10 Jahre, soweit keine länger Frist (vgl. § 12 Abs.2) vereinbart worden ist. 
Bei maschinellen und elektrotechnischen/elektronischen Anlagen oder Teile davon, die im Rahmen von Bauleistungen für ein Bauwerk hergestellt werden, gilt unabhängig von der Erteilung eines Wartungsauftrages an den Auftragnehmer oder Dritte, ebenfalls einheitlich die Verjährungsfrist von 5 Jahren. Die vorgenannten Verjährungsfristen gelten jeweils auch ab Beendigung einer Mängelbeseitigung für Leistungen die als Mängelbeseitigungsarbeiten erbracht werden.
b)
Im Rahmen von § 13 Abs. 7 Nr. 5 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden in Ergänzung zu § 13 Abs. 7 Nr. 3 Satz 1 VOB/B, dass der Auftragnehmer auch für Schäden an der baulichen Anlage haftet, wenn der Mangel entweder nicht wesentlich ist und /oder  der Mangel die Gebrauchsfähigkeit nicht erheblich beeinträchtigt, aber der Schaden an der baulichen Anlage erheblich ist.

c)
Des Weiteren ist gemäß § 13 Abs. 7 Nr.5 VOB/B vereinbart, dass im Falle einer ungeklärten Schadensursache der Auftragnehmer neben den am Bauvorhaben beteiligten  Architekten und Fachplanern für Mängel und Bauwerkschäden im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften als Gesamtschuldner haftet. Der Auftragnehmer wird von der gesamtschuldnerischen Haftung frei, erbringt er  den Beweis, dass er die Mängel oder Bauwerkschäden im Rahmen seines Leistungsbeitrags weder ganz noch teilweise zu vertreten hat.

(7)
Rechnungen


Im Rahmen von § 14 Abs. 3 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: Schlussrechnungen sind beim beauftragten Architekten oder wenn ein solcher nicht beauftragt ist, beim Bauherrn innerhalb von 14 Werktagen einzureichen.

(8)
Stundenlohnarbeiten


Im Rahmen von § 15 Abs. 1 Nr. 2 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: 

Stundenlohnarbeiten bedürfen einer gesonderten Vereinbarung mit dem Bauherrn. Die Vereinbarung muss schriftlich unter Angabe der jeweiligen Stundensätze erfolgen. Dem Bauherrn ist die Ausführung von Stundenlohnarbeiten vor Beginn anzuzeigen. Über die geleisteten Arbeitsstunden sind Listen (Stundenlohnzettel) einzureichen. Der Auftragnehmer hat dabei den erforderlichen, besonders zu vergütenden Aufwand für den Verbrauch von Stoffen, für die Vorhaltung von Maschinen und maschinellen Anlagen sowie etwaige Sonderposten anzugeben. Darüber hinaus sind die aufzuführenden Personen gesondert mit Namen, Berufs- und Lohngruppe aufzuführen. 


Die Listen sind werktäglich bei dem Bau überwachenden Architekten und wöchentlich in Kopie beim Bauherrn direkt einzureichen. Der Bauherr soll die Stundenzettel innerhalb von vierzehn Werktagen nach Zugang zurückgeben. Er kann Einwendungen auf den Stundenzetteln oder gesondert schriftlich erheben. Stundenlohnrechnungen sind alsbald nach Rücklauf des Stundenzettels, längstens jedoch in Abständen von zwei Wochen einzureichen. Sofern Stundensätze nicht vereinbart sind, gelten die Ansätze der Urkalkulation, nicht jedoch über ortsübliche Preise hinaus. 

(9)
Vorauszahlungen


Im Rahmen von § 16 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 5 Nr. 2 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: 


Vorauszahlungen werden vom Auftragnehmer nicht verlangt, sofern nicht nach § 12 Abs. 1 vereinbart. 

(10)
Sicherheiten

Im Rahmen von § 17 Abs. 2, Abs. 7, Abs. 8 Nr. 2 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend: 

a)
Als Sicherheit für die Vertragserfüllung kann der Bauherr vom Auftragnehmer eine unbefristete, unwiderrufliche und selbstschuldnerische Vertragserfüllungsbürgschaft einer inländischen Bank in Höhe von 5 % der Bruttoauftragssumme einschließlich etwaiger Nachträge verlangen. Die Bürgschaft ist innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der schriftlichen Aufforderung dem Bauherrn vorzulegen. Versicherungsbürgschaften kommen nicht in Betracht. Die Stellung dieser Bürgschaft ist eine aufschiebende Vertragsbedingung. 

b)
Mit der Abnahme der Gesamtleistung nach Fertigstellung (Abs. 5) hat der Auftragnehmer – ggf. Zug um Zug gegen Rückgabe der Vertragserfüllungsbürgschaft nach a) – eine unbefristete, unwiderrufliche und selbstschuldnerische Gewährleistungsbürgschaft einer inländischen Bank in Höhe von 5 % der Bruttoabrechnungssumme zu stellen; bis dahin dürfen 5 % der Bruttoabrechnungssumme durch den  Bauherrn zurückbehalten werden. Die Gewährleistungsbürgschaft wird innerhalb von 14 Werktagen nach Ablauf der Verjährungsfrist gemäß Abs. 6 an den Auftragnehmer zurückgegeben, sofern keine Mängel seines Werkes geltend gemacht wurden. 

(11)
Gerichtsstand


Im Rahmen von § 18 VOB/B vereinbaren die Vertragsschließenden ergänzend:

Gerichtsstand ist der Sitz des Bauherrn.

§ 12

Sonstige besondere Vereinbarungen

(1)
Es werden abweichend von § 11 Absatz 9 folgende besonderen Zahlungsvereinbarungen getroffen:   


(ggf. Angaben zu Zahlungsplan und Rechnungsstellung etc. ausfüllen)

(2)
Es werden abweichend von den vorstehenden Vertragsbestimmungen folgende weitere besonderen Vereinbarungen getroffen: 

     

     
(3)
Änderungen und Ergänzungen dieses Bauvertrages mit Anlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform und ggf. der kirchenaufsichtsrechtlichen Genehmigung. Dies gilt auch für die Abänderung dieser Klausel. Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht.

     ,            





     ,                       
Ort / Datum






Ort / Datum

Für den Bauherrn:





Für den Auftragnehmer:





 FORMDROPDOWN 
 

………………………………….



……………………………………..

 FORMDROPDOWN 




Unterschrift/Firmenstempel
 FORMDROPDOWN 
                                       




 FORMDROPDOWN 

Verteiler:

Auftraggeber
Auftragnehmer

     
     
Rechtlicher Hinweis:

Dieser Vertrag bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit gemäß § 17 KVVG der kirchenaufsichtsrechtlichen Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariates Fulda, soweit nicht das Vorhaben insgesamt nach der Bauordnung des Bistums bereits genehmigt wurde.
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